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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Geldpolitik

Währungsgeschäfte waren auch 2013 ein Thema im Parlament. Eine Standesinitiative
aus dem Wallis forderte die Bundesversammlung dazu auf, sich mit einer Versicherung
gegen Währungsschwankungen zu befassen. Die Ziele der Versicherung sollten sich mit
den Zielen der Schweizerischen Exportrisikoversicherung decken (Subsidiarität,
Eigenwirtschaftlichkeit, internationale Wettbewerbsfähigkeit und aussenpolitische
Verträglichkeit). Durch die Einführung einer Währungsversicherung erhofften sich die
Befürworter die Schaffung und den Erhalt von Arbeitsplätzen in der Schweiz. Gegner
des Vorstosses argumentierten, dass die Notwendigkeit einer solchen Versicherung seit
den Interventionen der Nationalbank auf dem Währungsmarkt nicht mehr gegeben sei.
Zudem sei das Handelsaufkommen (rund CHF 200 Mia. Exporte und rund CHF 180 Mia.
Importe pro Jahr) und die damit verbundenen, möglichen Zahlungen zu gross, um mit
dem Ziel der Eigenwirtschaftlichkeit kompatibel zu sein. Befürworter Luc Recordon (gp,
VD) verwies darauf, dass die Einführung einer Währungskursuntergrenze durch die SNB
nicht bei jeder künftigen Aufwertung des Schweizer Frankens zu erwarten sei, weshalb
eine schweizerische Währungsversicherung für diesen Fall Sicherheit bieten könnte.
Seine Argumentation überzeugte das ständerätliche Plenum jedoch nicht. Das Begehren
wurde mit 21 zu 6 Stimmen bei einer Enthaltung deutlich abgelehnt. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.09.2013
FABIO CANETG

Als Zweitrat befasste sich der Nationalrat 2014 mit einer Standesinitiative aus dem
Kanton Wallis. Diese forderte die Schaffung einer Versicherung gegen
Währungsschwankungen und war vom Ständerat bereits im Vorjahr abgelehnt worden.
Gegner des Vorstosses vertraten die Auffassung, dass Währungsrisiken schon heute
(beispielsweise über den Kauf von Devisen-Futures) abgesichert werden könnten. Es sei
deshalb nicht angezeigt, private Akteure, allen voran Banken, mit einer staatlichen
Versicherung aus dem Markt zu drängen. Ebenfalls sei die Subventionierung der
Exportbranche kaum mit den Regelungen der WTO vereinbar. Die Befürworter – SP und
Grüne – erachteten die privat angebotenen Absicherungsinstrumente als zu teuer. Die
aus der Währungsversicherung entstehenden Kosten seien in Relation zu möglichen
Arbeitsplatzverlusten zu sehen und deshalb vertretbar. Das Plenum liess sich von dieser
Argumentation nicht überzeugen: Mit 111 zu 44 Stimmen bei 2 Enthaltungen scheiterte
das Begehren deutlich. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.06.2014
FABIO CANETG

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Im März 2017 reichte der Kantonsrat von St. Gallen eine Standesinitiative ein, die zum
Ziel hatte, die Schweizer Vorsorgeeinrichtungen, ausdrücklich genannt wurden die
Pensionskassen, der AHV-Ausgleichsfonds sowie die (Freizügigkeits-)Stiftungen der
zweiten und dritten Säule, von den Negativzinsen auszunehmen. Aufgrund des
Tiefzinsumfeldes sei es für die Vorsorgeeinrichtungen schwierig, Renditen zu
erwirtschaften, erklärte der St. Galler Kantonsrat. Zudem würden bei einer
Aufkapitalisierung öffentlicher Pensionskassen – wie sie der Kanton St. Gallen plane –
noch mehr Negativzinsen anfallen. Im Mai 2018 entschied die WAK-SR einstimmig, der
Standesinitiative keine Folge zu geben, da die Geldpolitik in der Verantwortung der
Nationalbank liege. Damit die Negativzinsen im Stande seien, den Druck auf den
Schweizer Franken zu reduzieren, dürfe es nur so wenige Ausnahmen wie möglich
geben, argumentierte die Kommission. Zudem stelle das weltweite Tiefzinsumfeld eine
grössere Herausforderung für die Vorsorgeeinrichtungen dar als die Negativzinsen. 
Im Mai 2018 behandelte der Ständerat die Vorlage; Paul Rechsteiner (sp, SG) hatte einen
Antrag auf Folge geben gestellt. Pirmin Bischof (cvp, SO) erklärte als
Kommissionspräsident, dass die WAK-SR die Vorlage ausführlich behandelt habe. Man
habe einen Bericht zur Geldpolitik aus dem Dezember 2016 sowie die Stellungnahme
des Bundesrates zur Motion Kuprecht (Mo. 15.3160) in Betracht gezogen und sei

STANDESINITIATIVE
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überzeugt, dass ausschliesslich die SNB für die Geldpolitik verantwortlich sei und sie
diese folglich unabhängig gestalten können müsse. Wie bereits die WAK-SR erklärt
hatte, seien zudem die Anlagen kaum von den Negativzinsen betroffen. Hingegen
fürchte man den präjudiziellen Charakter einer solchen Entscheidung: Andere
Institutionen, zum Beispiel Lebensversicherungen, könnten ebenfalls eine Ausnahme
von den Negativzinsen verlangen. Schliesslich seien die zentrale Bundesverwaltung
sowie die Compenswiss, also der AHV/IV/EO-Ausgleichsfonds, bereits von den
Negativzinsen ausgenommen. 
Paul Rechsteiner bedauerte, dass sich die WAK-SR nicht ausführlicher mit der
Standesinitiative beschäftigt habe, denn eine Ausnahme der Vorsorgeeinrichtungen
würde den Wechselkurs nicht beeinflussen und somit dem Zweck der Negativzinsen,
die Anlagen auf dem Schweizer Markt weniger attraktiv zu machen, nicht zuwiderlaufen.
Die übrigen Redner zeigten ein gewisses Verständnis für die Standesinitiative des
Kantons St. Gallen und anerkannten das angesprochene Problem. Während aber Alex
Kuprecht (svp, SZ) um Annahme des Vorstosses bat, sahen Martin Schmid (fdp, GR) und
Hannes Germann (svp, SH) die Lösung des Problems woanders: Schuld seien die
Negativzinsen – Germann sprach von einer «schleichenden Enteignung des Volkes» –,
man solle daher keine weiteren Ausnahmen machen, stattdessen solle die SNB die
Negativzinsen so schnell wie möglich abschaffen. Schliesslich sprach sich der Ständerat
mit 32 zu 6 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gegen Folge geben aus. 3

Nach der WAK-SR und dem Ständerat empfahl im Mai 2019 auch die WAK-NR mit 16 zu 8
Stimmen bei 1 Enthaltung, der Standesinitiative des Kantons St. Gallen «Befreiung der
Altersvorsorgegelder in der Schweiz von den Negativzinsen der Schweizerischen
Nationalbank» keine Folge zu geben. Da die Nachteile einer solchen Ausnahme,
insbesondere die Schwächung der Schweizer Geldpolitik, ihren Nutzen deutlich
übersteigen würden, sei auf diese Massnahme zu verzichten, erklärte die Kommission
mehrheitlich. 
Zur Behandlung der Initiative in der Sommersession 2019 reichte Barbara Gysi (sp, SG)
jedoch einen Antrag auf Folgegeben ein, da die «Nationalbank [...] den Interessen
unserer Bevölkerung dienen [soll]» und von einer solchen Regelung Pensionskassen und
AHV und somit letztlich die Bevölkerung profitieren würden. Im Nationalrat unterlag
Gysi mit 100 zu 58 Stimmen bei 3 Enthaltungen jedoch deutlich. Unterstützt wurde ihr
Vorschlag von den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP und der Grünen sowie
von einer vergleichsweise starken Minderheit der SVP-Fraktion und einzelnen
Mitgliedern der FDP- und der CVP/EVP-Fraktion. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
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1) AB SR, 2013, S. 926 ff.
2) AB NR, 2014, S. 1081 f.; AB SR, 2013, S. 926 ff.
3) AB SR, 2018, S. 337 ff.; Kommissionsbericht WAK-SR vom 4.5.18
4) AB NR, 2019, S. 977 ff.; Bericht WAK-NR vom 16.5.19
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